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Privatisierung des Krankenversicherungssystems 

FDP will Gesundheitsfonds rückgängig machen  

Die FDP hat eine umfassende Neuordnung der Krankenversicherung gefordert. In 
einem heute von der Fraktion vorgestellten Antrag „Für ein einfaches, transparentes 
und leistungsgerechtes Gesundheitswesen“ treten die Liberalen für eine Privatisie-
rung des gesamten Krankenversicherungssystems ein. Den gesetzlichen Kassen will 
die Partei eine Umwandlung in private „Unternehmen mit sozialer Verantwortung“ 
ermöglichen. Jeder Bürger soll die Wahl haben, bei welchem Krankenversicherer er 
seinen Versicherungsschutz abschließen möchte. Der Bundestag wird am Donners-
tag, 12. Februar, über den Antrag der FDP beraten. 

In ihrem Antrag kritisieren die Liberalen, dass „der Gesundheitsfonds eine Interven-
tionsspirale in Gang setzt, die zu einer vollständigen Zentralisierung führt“. Zum 
Ausdruck käme das in der Vereinheitlichung der Arzthonorare. „Das deutsche Kran-
kenversicherungssystem ist durch die letzten Reformen deutlich in Richtung eines 
zentralistischen, staatsgesteuerten Einheitskassensystems verschoben worden“, 
heißt es in dem Antrag weiter. Die FDP fordert, das Sozialgesetzbuch V auf den 
Prüfstand zu stellen und komplett neu zu fassen. Zunächst müsse der Gesundheits-
fonds rückgängig gemacht und ein manipulationsunanfälliger, vereinfachter Risiko-
strukturausgleich entwickelt werden. Die Krankenversicherungen sollen die Bei-
tragsautonomie zurück erhalten. Die Absicherung im Krankheitsfall soll über leis-
tungsgerechte Prämien erfolgen, die Umverteilung über das Steuer- und Transfer-
system. Für steigende Gesundheitsausgaben im Alter sollten so schnell wie möglich 
zugriffssichere Kapitalreserven gebildet werden, heißt es in dem Antrag weiter. 

Die Stärkung der Freiberuflichkeit ist nach Auffassung der FDP eine elementare 
Voraussetzung für eine Gesundheitsversorgung, die an den Interessen der Patienten 
ausgerichtet ist und individuelle Therapiekonzepte ermöglicht. Therapiefreiheit be-
deute auch Therapieverantwortung des Arztes, heißt es in dem Antrag. Es sei urei-
genste Aufgabe der ärztlichen Standesorganisationen, dafür zu sorgen, dass in die-
sem Rahmen die Qualität gewährleistet ist. Darüber hinaus plädieren die Liberalen 
für die Einführung des Kostenerstattungsprinzips. Im ärztlichen und zahnärztlichen 
Bereich müsse eine nachvollziehbare Euro-Gebührenordnung als Grundlage für die 
Kostenerstattung die hochkomplexen Regelleistungsvolumina und die Budgets er-
setzen. 
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http://www.baek.de/downloads/FDP_Antrag_Gesundheitswesen.pdf

